
                                                                                                                          

Entwurf                   Stand: 13.12.2012 
 

 Haushaltssatzung  
 

des Landkreises Rotenburg (Wümme) für das Haushaltsjahr 2013 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Kreistag des 
Landkreises Rotenburg (Wümme) in der Sitzung am 20.12.2012 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                            227.777.900 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                227.777.900 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                                                                    0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                    221.017.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                   204.591.700 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                          13.707.500 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                         28.292.400 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                       7.059.600 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                      8.900.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                            241.784.100 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                           241.784.100 Euro 
 
 
 
Der Haushaltsplan des Nettoregiebetriebes Abfallwirtschaft für das Haushaltsjahr 2013 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                              12.636.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                  12.636.100 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                                                                    0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                      11.949.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                     12.806.100 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                                          0 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                              190.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                                     0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                                    0 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                              11.949.200 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                             12.996.100 Euro 
 
 
 
Der Haushaltsplan für den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst für das Haushaltsjahr 2013 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                                                                                9.763.000 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf                                                                    9.763.000 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                                                                    0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                                                                        0 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt  
    mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
  
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                        9.763.000 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit                                       8.938.900 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit                                                               250.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit                                                             530.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                                     0 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit                                                         335.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes                                                              10.013.000 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes                                                               9.803.900 Euro 

 
 
 

§ 2 
 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.159.600 Euro festgesetzt. Für 
den Nettoregiebetriebe Abfallwirtschaft und Rettungsdienst werden keine Kredite für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen veranschlagt. 
 

   



                                                                                                                          

 
 

§ 3 
 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 3.716.000 Euro festgesetzt. 
Verpflichtungsermächtigungen für die Nettoregiebetriebe Abfallwirtschaft und Rettungsdienst 
werden nicht veranschlagt. 
 

 
 

§ 4 
 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2013 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 20.000.000 Euro  festgesetzt.  
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2013 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen für den Nettoregiebetrieb Abfallwirtschaft in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 1.800.000 Euro  festgesetzt.  
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2013 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen für den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 2.600.000 Euro  festgesetzt.  
 
 
 

§ 5 
 
 

Der Hebesatz der Kreisumlage wird auf 49 v. H. der Steuerkraftmesszahlen und der 
Schlüsselzuweisungen der Gemeinden und Samtgemeinden festgesetzt. 
 
 
 
Rotenburg (Wümme), 20. Dezember 2012 
 
 
 
 
 
      Landkreis Rotenburg (Wümme)   
 
 
 
 
 
 
 
 
       Luttmann 

  (Landrat) 
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Satzung  

über die Heranziehung der kreisangehörigen Städte, Gemeinden 
und Samtgemeinden zur Durchführung von Aufgaben nac h dem 

Niedersächsischen Gesetz zur Aufnahme von ausländis chen 
Flüchtlingen und zur Durchführung des Asylbewerber-  

leistungsgesetzes (Aufnahmegesetz - AufnG -) 
vom 11. März 2004 (Nds. GVBl. S. 100)  

 
 
 
Auf Grund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) sowie des § 2 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen und zur Durchführung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes (Aufnahmegesetz - AufnG -) vom 11. März 2004 (Nds. GVBl. S. 100),          
jeweils in den derzeit geltenden Fassungen, hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) am 20. Dezember 2012 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 
Herangezogene Körperschaften 

 
Der Landkreis Rotenburg (Wümme) überträgt den Städten Bremervörde, Rotenburg         
(Wümme) und Visselhövede, den Gemeinden Gnarrenburg und Scheeßel sowie den Samt-
gemeinden Bothel, Fintel, Geestequelle, Selsingen, Sittensen, Sottrum, Tarmstedt und         
Zeven (herangezogene Körperschaften) nach Maßgabe der §§ 2 und 3 dieser Satzung ein-
zelne Aufgaben nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 

 

 

§ 2 
Ausgabe von Wertgutscheinen und Geldleistungen 

 
(1) Die herangezogenen Körperschaften übernehmen in ihrem Gebiet für die nach dem         

AsylbLG leistungsberechtigten Ausländerinnen und Ausländer die Aushändigung der 
nach dem AsylbLG im Einzelfall zu gewährenden Wertgutscheine und Geldleistungen. 

(2) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) bewilligt und beziffert die zuvor im Einzelfall auszu-
gebenden Leistungen und stellt den herangezogenen Körperschaften die von ihnen hier-
nach auszuhändigenden Wertgutscheine und Geldleistungen im Voraus zur Verfügung. 
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§ 3 
Unterbringung 

 
(1) Die herangezogenen Körperschaften erbringen im Einvernehmen mit dem Landkreis 

Rotenburg (Wümme) in ihrem Gebiet für die nach dem AsylbLG leistungsberechtigten 
Ausländerinnen und Ausländer die nach § 3 Absatz 1 AsylbLG zu gewährenden Sach-
leistungen für Unterkunft und Heizung. Der Landkreis Rotenburg (Wümme) stellt zuvor 
formlose Einzel- oder Sammelbescheinigungen über die voraussichtliche oder fest-
stehende Leistungsberechtigung aus; der Landkreis Rotenburg (Wümme) und die heran-
gezogenen Körperschaften unterrichten sich in diesem Zusammenhang sofort wechsel-
seitig, sobald sie von einer Zuweisung oder möglichen Leistungsberechtigung erfahren. 
Die Leistungsgewährung im Einzelfall erfolgt hiernach von den herangezogenen Körper-
schaften durch eine ausschließlich auf das AsylbLG gegründete Zuweisung geeigneten 
Wohnraums (Unterbringung); die herangezogenen Körperschaften haben für Personen, 
die voraussichtlich zugewiesen oder leistungsberechtigt sein werden, in Abstimmung mit 
dem Landkreis Rotenburg (Wümme) rechtzeitig ausreichende Kapazitäten bereit zu                  
stellen. 

(2) Einer Unterbringung nach Absatz 1 bedarf es in Absprache mit dem Landkreis Roten-
burg (Wümme) nicht, soweit die Leistungsberechtigten am Wohnungsmarkt bereits mit 
Zustimmung des Landkreises Rotenburg (Wümme) eigenständig Wohnraum angemietet 
haben. 

(3) Die Unterbringung Leistungsberechtigter endet, 

1. sofern die Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG nicht mehr gegeben ist, 
2. sobald die Leistungsberechtigten nach ihrer Unterbringung in eigener Verantwortung 

und in Abstimmung mit dem Landkreis Rotenburg (Wümme) angemessenen Wohn-
raum auf dem freien örtlichen Wohnungsmarkt angemietet und bezogen haben oder 

3. wenn der Landkreis Rotenburg (Wümme) aus anderen leistungsrechtlich bedingten 
Gründen einer Fortsetzung der Unterbringung im Einzelfall schriftlich widerspricht. 

(4) Sollten in Fällen der Unterbringung einzelne Mitglieder eines Familienhaushaltes die 
Voraussetzungen für den Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG nicht mehr er-
füllen, gelten diese auch weiterhin als unterzubringende Personen, so lange der Land-
kreis Rotenburg (Wümme) nicht von der Befugnis in Absatz 3 Nummer 3 Gebrauch 
macht. 

(5) Die herangezogenen Körperschaften und der Landkreis Rotenburg (Wümme) unter-
richten sich unverzüglich nach dem Bekanntwerden - möglichst schriftlich - wechselseitig 
über das Eintreten bzw. Vorliegen von Gründen, die zur Beendigung der Unterbringung 
führen könnten. 

(6) Sobald die Unterbringung endet, wirken die herangezogenen Körperschaften darauf hin, 
dass der entsprechende Wohnraum unverzüglich wieder für unterzubringende leistungs-
berechtigte Ausländerinnen und Ausländer zur Verfügung gestellt werden kann. 
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§ 4 
Kostenerstattung 

 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) erstattet den herangezogenen Körperschaften zur 

Abgeltung aller ihnen durch die Heranziehung nach dieser Satzung entstehenden per-
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten eine jährliche Pauschale in Höhe von 210 € 
je berücksichtigungsfähiger Person; ändern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse grund-
legend, verpflichten sich der Landkreis Rotenburg (Wümme) und die herangezogenen 
Körperschaften, über die Höhe dieser Pauschale neu zu verhandeln. Die Zahl der be-
rücksichtigungsfähigen Personen ist - bezogen auf das Gebiet der jeweiligen heran-
gezogenen Körperschaft - entsprechend § 4 Absatz 2 Satz 1 AufnG zu ermitteln. Die     
Kostenerstattungen nach diesem Absatz werden zur Jahresmitte geleistet.  

(2) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) erstattet den herangezogenen Körperschaften im 
Falle der Anmietung von Wohnraum zur Unterbringung Leistungsberechtigter die ihnen 
nach § 3 dieser Satzung durch die Beschaffung und Bereitstellung von Kapazitäten so-
wie durch die tatsächliche Unterbringung entstehenden Kosten in vollem Umfang, soweit 
es sich nicht um die bereits in Absatz 1 bezeichneten und mit der hiernach gewährten 
Pauschale abgegoltenen persönlichen und sächlichen Verwaltungskosten handelt. Nach 
Beendigung der Unterbringung gemäß § 3 Absatz 3 dieser Satzung erstattet der Land-
kreis Rotenburg (Wümme) den herangezogenen Körperschaften die mit einer tatsächlich 
fortdauernden Unterbringung verbundenen Kosten weiter, jedoch nicht über den Ablauf 
des dritten auf den Zeitpunkt des Bekanntwerdens der Beendigung der Unterbringung 
folgenden Kalendermonats hinaus. Die zeitliche Begrenzung der Kostenerstattung          
gemäß Satz 2 tritt nicht ein, solange und soweit in einzelnen Härtefällen der Landkreis 
Rotenburg (Wümme) und die jeweils betroffene herangezogene Körperschaft überein-
stimmend feststellen, dass besondere Gründe eine weitere Kostenerstattung erfordern. 
Die abschließende Kostenerstattung nach diesem Absatz erfolgt nach Ablauf des            
gesamten Kostenerstattungszeitraums; bis dahin werden quartalsweise Zwischenab-
rechnungen mit der jeweiligen herangezogenen Körperschaft vorgenommen. 

(3) Werden Leistungsberechtigte in Liegenschaften untergebracht, die im Eigentum der         
herangezogenen Körperschaft oder einer deren Mitgliedsgemeinden stehen, ist die Ver-
einbarung einer für die Dauer der tatsächlichen Nutzung zu zahlenden pauschalen (miet-
zinsähnlichen) Nutzungsentschädigung mit dem Landkreis Rotenburg (Wümme) zu-
lässig, die sich an der Größe und Ausstattung der Unterkunft zu orientieren hat. In die-
sem Fall gelten für die im Zuge von Instandhaltungs- oder Reparaturmaßnahmen ent-
stehenden Aufwendungen - abweichend von den Regelungen in Absatz 2 - die Be-
stimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) entsprechend. Unabhängig davon 
soll in begründeten Einzelfällen ein Kostenbeitrag seitens des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) geleistet werden, soweit ein nicht auf die erfahrungsgemäß zu erwartende Ab-
nutzung zurückzuführender Austausch von Teilen der Ausstattung unumgänglich ist, die 
Bestandteil der Unterkunft sind. Die Entscheidung - auch bezüglich des Umfanges der 
Kostenbeteiligung - erfolgt jeweils im konkreten Einzelfall in Abstimmung mit der heran-
gezogenen Körperschaft. Dessen ungeachtet werden die während der Unterbringung 
außerdem anfallenden laufenden Betriebskosten regelmäßig in voller Höhe erstattet. 

(4) Die Übernahme der Kosten für die Ausstattung der Unterkunft mit Mobiliar und Haus-
haltsgeräten richtet sich nach den Vorschriften des AsylbLG und bleibt von dieser           
Satzung unberührt. 
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§ 5 
Abweichende Aufgabenwahrnehmung, Aufsicht 

 
(1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) behält sich vor, die übertragenen Aufgaben im Ein-

zelfall oder - im Benehmen mit den herangezogenen Körperschaften - auch für Gruppen 
von Fällen vollständig in eigener Verantwortung wahrzunehmen. 

(2) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) behält sich die Erteilung von Weisungen und die 
Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der übertragenen Aufgaben vor. 

 

 

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
über die Heranziehung der kreisangehörigen Städte, Gemeinden und Samtgemeinden zur 
Durchführung von Aufgaben nach dem Niedersächsischen Gesetz zur Aufnahme von aus-
ländischen Flüchtlingen und zur Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes (AufnG) 
vom 1. Januar 2004 außer Kraft. 
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Aufgrund des § 10 des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbin-
dung mit §§ 22 23, 24 und 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder und Jugendhilfe - (SGB 
VIII) in den jeweils gültigen Fassungen hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wümme) in 
seiner Sitzung am … folgende Satzung über die Förderung von Kindern in Kindertagespflege und 
die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Kindertagespflege beschlossen: 
 

 
§ 1 - Kindertagespflege 

 

(1) Die Förderung in Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII ist eine Leistung der öffentlichen Ju-
gendhilfe. Sie umfasst gemäß § 23 Abs. 1 SGB VIII  
- die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, soweit diese nicht von 

der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird, 
- die fachliche Beratung und Begleitung der Erziehungsberechtigten und der Tagespflege-

person, 
- die weitere Qualifizierung der Tagespflegeperson sowie 
- die Gewährung einer laufenden Geldleistung durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) als 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe an die Tagespflegeperson unter den in dieser Satzung 
spezifizierten Anspruchsvoraussetzungen. 

 

(2) Eine Tagespflegeperson, die dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe von den Personensor-
geberechtigten gemeldet oder vorgestellt wird, gilt als vermittelt, wenn sie persönlich geeignet 
ist oder diese Eignung nachträglich festgestellt und eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII erteilt 
wurde. 

 

(3) Die Beratung der Personensorgeberechtigten und Tagespflegepersonen wird im Rahmen der 
personellen und sächlichen Ressourcen durch Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe ergänzt. 

 

(4) Die Personensorgeberechtigten und die Kindertagespflegeperson werden darüber informiert, 
dass die Personensorgeberechtigten Verantwortung für das Wohlergehen ihres Kindes tragen 
und selbst urteilen, welche Kindertagespflegeperson ihr Kind angemessen betreuen kann. Die 
Verantwortung für das Gelingen des Tagespflegeverhältnisses obliegt den Personensorgebe-
rechtigten und der Kindertagespflegeperson. 

 
§ 2 

Voraussetzungen für die Förderung 
 

(1) Anspruch auf Förderungsleistungen nach dieser Satzung haben Kinder mit Hauptwohnsitz im 
Landkreis Rotenburg (Wümme). Die Förderung erfolgt auch dann ausschließlich nach den 
Vorgaben dieser Satzung, wenn ein Kind mit Hauptwohnsitz im Landkreis Rotenburg (Wüm-
me) durch eine Tagespflegeperson außerhalb des Landkreises Rotenburg (Wümme) betreut 
wird. Ein Anspruch auf Anwendung von Satzungsrecht und Verwaltungsvorschriften auswärti-
ger Träger der Jugendhilfe besteht nicht. 

 

(2) Geeignet sind Tagespflegepersonen gemäß § 23 Abs 3 SGB VIII dann, wenn sie 
1. sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erzie-

hungsberechtigten und anderen Tagespflegepersonen auszeichnen, 
2. über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen und 
3. über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, 

die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen haben. 
 

Soweit diese Voraussetzungen erfüllt sind, ist ihnen vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
gemäß § 43 SGB VIII eine Pflegeerlaubnis zu erteilen. 
 

Durch unterhaltspflichtige Personen geleistete Tagespflege unterliegt den gleichen Kriterien. 
 

(3) Durch eine Gewährung von Leistungen für die Betreuung in Tagespflege werden vorrangig 
Kinder unter drei Jahren gefördert. Kinder ab Vollendung des dritten bis zum vollendeten vier-
zehnten Lebensjahr können ergänzend zu den Betreuungsangeboten in Kindertagesstätten 
und Schulen in Kindertagespflege gefördert werden. 
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(4) Ein Kind, das das 3. Lebensjahr (ab 01.08.2013: das 1. Lebensjahr) noch nicht vollendet hat, 
ist in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfä-
higen Persönlichkeit geboten ist oder 

2. die Erziehungsberechtigten 
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit su-

chend sind, 
b) sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder Hochschul-

ausbildung befinden oder 
c) Leistungen zur Eingliederung  in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches (SGB II) erhalten. 

 

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die 
Stelle der Erziehungsberechtigten. 

 
(5) Ab 01.08.2013 hat ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, bis zur Vollendung des 

dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in 
Kindertagespflege. 

 
§ 3 

Umfang der Betreuung, Höhe der laufenden Geldleistung 
 

(1) Der Umfang der täglichen Betreuung richtet sich nach dem individuellen Bedarf. Der Betreu-
ungsumfang soll 40 Stunden pro Woche zuzüglich Fahrtzeiten grundsätzlich nicht überschrei-
ten. Sofern insbesondere für Berufstätige unter Berücksichtigung ihrer Arbeits- und Fahrtzei-
ten eine darüber hinaus gehende Betreuungszeit erforderlich ist, kann im Einzelfall eine Be-
rücksichtigung erfolgen. Erfolgt eine Betreuung in geringerem Umfang als 21 Stunden im Mo-
nat, wird über eine Förderung im Einzelfall entschieden. 

 
(2) Die Höhe der laufenden Geldleistung wird vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt 

und umfasst nach § 23 Abs. 2 SGB VIII 

1. die Erstattung angemessener Kosten, die der Tagespflegeperson für den Sachaufwand 
entstehen, 

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderleistung, der den zeitlichen Umfang der Leis-
tung, die Anzahl und den Förderbedarf der betreuten Kinder berücksichtigt, 

3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung bis 
zur Höhe des jährlichen Betrags der gesetzlichen Unfallversicherung sowie die hälftige Er-
stattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung der Ta-
gespflegeperson und 

4. die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken-
versicherung und Pflegeversicherung der Tagespflegeperson. 

 
(3) Die im Sinne des § 23 Abs. 3 SGB VIII geeignete und qualifizierte Tagespflegeperson erhält 

für die unter Abs. 2 Nr. 1. und 2. genannten Punkte 3,60 € pro Betreuungsstunde eines jeden 
Kindes. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus einem Anteil von 1,90 € für den Sachauf-
wand sowie 1,70 € als Betrag zur Anerkennung der Förderleistung. Hierin sind 0,20 € pro 
Stunde für die Vor- und Nachbereitung und die administrativen Aufgaben der Tagespflege-
person enthalten. 

 
(4) Für Personen, die von den Personensorgeberechtigten benannt wurden und nur einmalig ein 

Kind betreuen möchten und bei denen die Eignung in Einzelprüfung für dieses Kind festge-
stellt wurde, wird der Fördersatz auf 2,80 € pro Stunde (1,90 € Sachaufwand, 0,90 € zur An-
erkennung der Förderleistung) festgesetzt. 

 
(5) Sofern die Betreuung eines Tagespflegekindes über Nacht erforderlich ist, wird hierfür in der 

Zeit von 22.00 bis 05.00 Uhr 2,00 € pro Stunde und Kind gewährt. 
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(6) Die in den Absätzen 3 bis 5 genannten Stundensätze werden der Tagespflegeperson bei ei-
ner Unterbrechung der Betreuungstätigkeit, z. B. bei krankheits- oder urlaubsbedingter Abwe-
senheit des zu betreuenden Tagespflegekindes oder der Tagespflegeperson, bis zu sechs 
Wochen pro Kalenderjahr weiter durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe im Umfang der 
bisherigen, ggf. durchschnittlichen, Betreuung erstattet. 

 

(7) Die unter Abs. 2 Nr. 3. und 4. genannten Aufwendungen der Tagespflegeperson werden bei 
einer Unterbrechung der Betreuungstätigkeit bis zu zwei Monaten durch den öffentlichen Trä-
ger der Jugendhilfe weiter erstattet. 

 

(8) Die gesamte Geldleistung wird vom öffentlichen Träger der Jugendhilfe an die Tagespflege-
person gezahlt. Die Auszahlung erfolgt nach Prüfung der im abgelaufenen Monat geleisteten 
Betreuungsstunden regelmäßig bis zum 15. des Folgemonats. 

 

(9) Wird in Ausfallzeiten der Tagespflegepersonen eine Vertretung durch eine andere Tagespfle-
geperson geleistet, erhält auch die Vertretungsperson die entsprechende Geldleistung. 

 

(10) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) wirkt darauf hin, dass in allen Samt- und Einheitsgemein-
den Vertretungsplätze für Tagespflege zur Verfügung stehen. 
 

Für die mit dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe abgestimmte Bereitstellung eines Vertre-
tungsplatzes im Rahmen der Pflegeerlaubnis erhält eine Kindertagespflegeperson eine Geld-
leistung von 1,20 € pro Betreuungsstunde. 

 
§ 4 

Antragstellung und Zahlungsabwicklung 
 

(1) Die Förderung beginnt frühestens ab Eingang des Antrags auf Förderung beim öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe. Für zurückliegende Zeiträume ist eine Kostenübernahme nicht mög-
lich. 

 

(2) Die Zahlung der laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson kann erst dann erfolgen, 
wenn deren Eignung im Sinne des § 23 Abs. 3 SGB VIII durch den öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe festgestellt wurde. 

 

(3) Der Umfang der Betreuung ist Berechnungsgrundlage der zu zahlenden Geldleistung und 
durch geeignete Nachweise zu belegen. 

 
§ 5 

Kostenbeitragspflicht 
 

Für die Inanspruchnahme von Angeboten zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege nach 
§§ 23 und 24 SGB VIII wird gemäß § 90 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII von den Eltern ein öffentlich-
rechtlicher Kostenbeitrag in pauschalierter Form erhoben. 
 

§ 6 
Kostenbeitragsschuldner 

 

(1) Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern des Kindes, das in Kindertagespflege gefördert wird. 
Sie haften als Gesamtschuldner. 

 

(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
 

§ 7 
Höhe des Kostenbeitrages 

 

(1) Die Höhe des monatlichen Kostenbeitrages richtet sich nach dem Einkommen, der Anzahl der 
kindergeldberechtigten Kinder in der Familie und nach der durchschnittlichen wöchentlichen 
Betreuungszeit entsprechend der Anlage 1 zu dieser Satzung. 

 

(2) Für ein in gleichem Umfang in Kindertagespflege betreutes zweites Kind wird der Kostenbei-
trag um die Hälfte reduziert. Bei unterschiedlichen Betreuungsumfängen wird von dem gerin-
geren Kostenbeitrag die Hälfte gefordert. 

(3) Für ein drittes und jedes weitere Kind in Kindertagespflege wird kein Kostenbeitrag erhoben. 



- 4 -  

 
(4) Die in der Anlage 1 aufgeführte Staffelung geht von einem Drei-Personen-Haushalt aus. Für 

einen Zwei-Personen-Haushalt mit anrechenbaren Einkünften oberhalb 1.250 € monatlich 
wird die nächst höhere Einkommensgruppe zugrunde gelegt. Bei mehr als drei Personen wird 
je weiterer Person eine Herabstufung um eine Einkommensgruppe vorgenommen. 

 
§ 8 

Einkommensermittlung 
 

(1) Die Eltern bzw. der Elternteil, bei dem das Kind lebt, haben dem öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe das Einkommen nachzuweisen. Ohne den geforderten Nachweis erfolgt eine Ein-
stufung in die Stufe 13 der Anlage. 

 

(2) Die Eltern bzw. der Elternteil, bei dem das Kind lebt, die Empfänger von laufenden Leistungen 
zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II, dem SGB XII oder nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) sind, haben für die Dauer des nachgewiesenen Be-
zuges keinen Kostenbeitrag zu leisten. 

 

(3) Als Einkommen im Sinne dieser Satzung gelten die positiven Nettoeinkünfte aus den Ein-
kunftsarten gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 Einkommensteuergesetz (EStG), die sich aus dem 
Bruttoeinkommen abzüglich der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Abzüge ergeben 
bzw. der Gewinn. 
Zum anrechenbaren Einkommen zählen ferner 
- Geldleistungen gemäß § 3 des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB III) - Arbeits-

förderung, 
- Einkünfte nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit, soweit diese 300 € pro Mo-

nat übersteigen, 
- Krankengeld gemäß § 44 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V) - Gesetz-

liche Krankenversicherung sowie 
- Renten gemäß § 33 des Sechsten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB V) - Gesetzliche 

Rentenversicherung. 
 

Kindergeld bleibt als Einkommen unberücksichtigt. Ein Ausgleich mit Verlusten aus den ande-
ren Einkunftsarten ist nicht zulässig. 

 

(4) Berechnungsgrundlage für die Ermittlung des Jahreseinkommens ist die jeweilige Einkom-
menssituation zu Beginn der Tagespflege. Bei wesentlichen Änderungen der Einkommens-
verhältnisse behält sich der öffentliche Träger der Jugendhilfe vor, den Kostenbeitrag aus ei-
gener Veranlassung oder auf Antrag des Pflichtigen neu zu berechnen. 

 

(5) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) ist berechtigt, die persönlichen und wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Eltern bzw. des Elternteils regelmäßig zu überprüfen. 

 
§ 9 

Erlass des Kostenbeitrages 
 

Ist der Kostenbeitrag den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten, kann er gemäß § 90 Abs. 3 SGB 
VIII auf Antrag ganz oder teilweise vom Landkreis Rotenburg (Wümme) erlassen werden. Für die 
Feststellung der zumutbaren Belastung ist § 90 Abs. 4 SGB VIII anzuwenden. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom … in Kraft. 
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Landkreis Rotenburg (Wümme)  
 

Verordnung 
über das Naturschutzgebiet "Wiestetal" in der Stadt  Rotenburg (Wümme), der Samtgemeinde 

Sottrum im Landkreis Rotenburg (Wümme) und dem Flec ken Ottersberg im 
Landkreis Verden 

 
 

Vom XX.XX.2012 
 
 
 
 

Aufgrund § 23 BNatSchG1 i. V. m. § 16 NAGBNatSchG2, sowie der §§ 23 und 32 Abs. 1 NAGBNatSchG 
wird verordnet: 
 
 

§ 1  
Naturschutzgebiet 

 
(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet wird zum Naturschutzgebiet (NSG) 

"Wiestetal" erklärt. 
 
(2) Das NSG befindet sich in der Gemarkung Mulmshorn (Stadt Rotenburg (Wümme)), den 

Gemarkungen Horstedt, Schleeßel, Taaken, Reeßum, Clüversbostel, Sottrum und Stuckenborstel 
(Samtgemeinde Sottrum) im Landkreis Rotenburg (Wümme) und in der Gemarkung Ottersberg 
(Flecken Ottersberg) im Landkreis Verden.  

 
(3)  Die Grenze des NSG ergibt sich aus den 5 maßgeblichen und mit veröffentlichten Karten im Maßstab 

1:10.000 und aus der mit veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1:50.000 (Anlage). Sie verläuft 
auf der dem NSG abgewandten Seite der grauen Linie. Gräben und lineare Gehölzstrukturen, die 
von der grauen Linie berührt werden, sind Bestandteil des NSG. Die Karten sind Bestandteile der 
Verordnung. Sie können von jedermann während der Dienststunden bei der Stadt Rotenburg 
(Wümme), der Samtgemeinde Sottrum, dem Flecken Ottersberg, dem Landkreis Verden, Abteilung 
Naturschutz, sowie beim Landkreis Rotenburg (Wümme), Amt für Naturschutz und 
Landschaftspflege, unentgeltlich eingesehen werden. 

 
(4) Das NSG umfasst einen Teil des Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebietes Nr. 39 “Wiestetal, Glindbusch, 

Borchelsmoor“. 
 
(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 382 ha. 
 
 

§ 2 
Schutzgegenstand und Schutzzweck 

 
(1) Das zwischen flachen Geestrücken gelegene Wiestetal mit dem naturnahen, meist mäandrierenden 

Bachlauf erstreckt sich von Mulmshorn bis kurz vor der Mündung in die Wümme bei Ottersberg. Das 
Tal wird geprägt durch die Mäander der Wieste mit abschnittsweise Erlen-Eschenwäldern, 
Röhrichten und Hochstaudenfluren an den Ufern und Grünland unterschiedlicher Feuchtegrade, 
Sümpfen, Groß- und Kleinseggenriedern sowie bodensaure Eichenmischwälder und vereinzelte 
kleine Moorwaldparzellen in den Niederungsbereichen. In einem ehemaligen Sandabbaugebiet bei 
Schleeßel befinden sich fünf Teiche, die extensiv genutzt werden. Das NSG Wiestetal ist ein 
wichtiger Lebensraum für z. B. teilweise stark gefährdete und nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

                                                
1 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) i. d. F. vom 29.07.2009 (BGBl. I          

S. 2542) 
2 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) i. d. F. vom 19.02.2010 (Nds. GVBl.       

S. 104) 
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geschützte Libellen- und Heuschreckenarten, für Fischarten nach Anhang II der FFH-Richtlinie sowie 
für den Fischotter. Aus landesweiter Sicht stellt das gesamte Wiestetal einen wertvollen Bereich für 
den Schwarzstorch als Nahrungshabitat dar. 

 
(2) Allgemeiner Schutzzweck für das NSG ist die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung der 

Wieste und ihrer angrenzenden Niederungsbereiche als Lebensstätte und Biotop bestimmter wild  
lebender Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensgemeinschaften. Die Seltenheit, besondere 
Eigenart und hervorragende Schönheit des Wiestetals sollen erhalten und die Ruhe und 
Ungestörtheit im Gebiet gefördert werden. 

 
(3) Die Erklärung zum NSG bezweckt insbesondere 

  1. die Erhaltung und Entwicklung der Wieste und des Glindbaches als naturnahe Fließgewässer mit 
flutender Wasservegetation, Röhrichten, Seggenriedern, Uferhochstaudenfluren und gewässer-
begleitenden Gehölzbeständen mit Bedeutung als Lebensraum für Steinbeißer, Fluss- und 
Bachneunauge, Grüne Flussjungfer, Schwarzstorch sowie Fischotter, 

  2. die Erhaltung und Neuanlage von Gewässerrandstreifen zur Verminderung von belastenden 
Stoff- und Sedimenteinträgen sowie als Jagdrevier der Grünen Flussjungfer und Wanderkorridor 
des Fischotters, 

  3. die Verbesserung der Gewässerstruktur der Wieste und des Glindbaches, 
  4. die Reduzierung der Sedimenteinträge in die Wieste und den Glindbach aus einfließenden 

Gräben, 
  5. die Wiederherstellung der Durchgängigkeit der Wieste, 
  6. die Erhaltung und Entwicklung artenreicher Grünlandbestände im Niederungsbereich auf   

vorwiegend feuchten Standorten, 
  7. die Umwandlung von Acker in Grünland oder Wald, 
  8. die Erhaltung und Entwicklung naturnaher Waldkomplexe der Niederungen und Geestbereiche 

mit Erlen-Eschenwäldern, Erlenbruchwäldern und feuchten Eichen-Hainbuchenwäldern sowie 
bodensauren Eichenmischwäldern mit einem hohen Alt- und Totholzanteil, 

  9. die langfristige Umwandlung nicht standortheimischer Waldbestände in die auf dem jeweiligen 
Standort natürlich vorkommende Waldgesellschaft, 

10. den Schutz und die Förderung der wild lebenden Pflanzen und Tiere, insbesondere der 
Fledermäuse und europäisch geschützten Vogelarten sowie ihrer Lebensgemeinschaften und 
Lebensstätten, 

11. die Förderung der Ruhe und Ungestörtheit des NSG. 
 
(4) Die überwiegenden Flächen des NSG sind Bestandteil des europäischen ökologischen Netzes 

"Natura 2000“. Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung des Gebietes als FFH-Gebiet nach der 
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 
63), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20.11.2006 (ABl. EU Nr. L 363 
S. 368). Das FFH-Gebiet “Wiestetal, Glindbusch, Borchelsmoor“ (Code DE 2820301) ist am 
29.12.2004 in der Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung für die atlantische 
biogeographische Region im Amtsblatt der Europäischen Union (L 387/1) veröffentlicht worden und 
in der aktualisierten Liste vom 15.08.2008 (L 12/1) unverändert enthalten. 

 
(5) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das NSG ist die Sicherung oder Wiederherstellung 

eines günstigen Erhaltungszustandes der derzeit vorkommenden FFH-Lebensraumtypen und     
FFH-Arten wie 

 1. der prioritären Lebensraumtypen (Anhang I der FFH-Richtlinie) einschließlich ihrer typischen Tier- 
und Pflanzenarten 
a) 6230 - Artenreiche montane Borstgrasrasen (und submontan auf dem europäischen 

Festland) auf Silikatböden 
als arten- und strukturreiche, überwiegend gehölzfreie Borstgrasrasen auf nährstoffarmen 
und feuchten Standorten in enger funktionaler und räumlicher Verzahnung mit extensiv 
genutzten Feuchtwiesen, 

b) 91D0 - Moorwälder 
 als Torfmoos-Birkenbruch auf meist feuchten bis wassergesättigten, leicht bis mäßig 
zersetzten Torfen mit allen Altersphasen in mosaikartigem Wechsel, mit standortgerechten, 
autochthonen Baumarten, einem hohen Alt- und Totholzanteil, Höhlenbäumen, natürlich 
entstandenen Lichtungen und strukturreichen Waldrändern in enger räumlicher und 
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funktionaler Vernetzung mit kleinflächig verbreiteten Hochmoorresten, Übergangs- und 
Schwingrasenmooren, 

c) 91E0 - Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-Padion, Alnion incanae, 
Salicion albae) 
als großflächige Traubenkirschen-Erlen-Eschenwälder und Schaumkraut- sowie 
Winkelseggen-Erlen-Eschenwälder aller Altersstufen einschließlich deren Übergänge zu 
Bruchwäldern und feuchten Eichen-Hainbuchenwäldern auf Standorten mit einem zumindest 
zeitweise hohen Grundwasserstand sowie auf quelligen Standorten mit standortgerechten, 
autochthonen Baumarten, Höhlenbäumen, einem hohen Alt- und Totholzanteil in enger 
räumlicher und funktionaler Vernetzung mit Feuchtgebüschen, Uferhochstaudenfluren, 
Röhrichten, Seggenriedern und Feuchtwiesen, 

 2. der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I der FFH-Richtlinie) jeweils einschließlich der typischen 
Tier- und Pflanzenarten 
a) 3150 - Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamions oder 

Hydrocharitions 
 als naturnahe Stillgewässer mit klarem bis leicht getrübtem, eutrophem Wasser sowie gut 

entwickelter Wasser- und Verlandungsvegetation, 
b) 3260 - Flüsse der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des Ranunculion fluitantis und 

des Callitricho-Batrachion 
 als naturnahes Fließgewässer mit unverbauten Ufern, vielfältigen Sedimentstrukturen (in der 

Regel Wechsel zwischen feinsandigen, kiesigen und grobsteinigen Bereichen), guter 
Wasserqualität, natürlicher Dynamik des Abflussgeschehens, einem durchgängigen, 
unbegradigtem Verlauf und zumindest abschnittsweise naturnahem Auwald- und 
Gehölzsaum sowie gut entwickelter flutender Wasservegetation an besonnten Stellen, 

c) 4010 - Feuchte Heiden des nordatlantischen Raumes mit Erica tetralix 
 als naturnahe bis halbnatürliche Feucht- bzw. Moorheide mit hohem Anteil von Glockenheide 

und weiteren Moor- und Heidearten, 
d) 6410 - Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden, torfigen und tonig-schluffigen Böden 

(Molinion caeruleae) 
 als nährstoffarme, ungedüngte, kalkarme oder kalkreiche, vorwiegend gemähte 

Feuchtwiesen mit zahlreichen Vorkommen von charakteristischen Pflanzenarten der 
Pfeifengraswiesen, 

e) 6430 - Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpinen Stufe 
 als Uferhochstaudenfluren in enger räumlicher und funktionaler Vernetzung mit 

Feuchtwäldern, Feuchtgebüschen, Röhrichten, Seggenriedern und Feuchtwiesen, 
f) 6510 - Magere Flachlandmähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis) 

als zusammenhängende, artenreiche, extensiv genutzte Mähwiesen bzw. Mähweiden auf 
frischen bis feuchten Standorten in enger räumlicher und funktionaler Vernetzung zu 
Feuchtwiesen, Röhrichten und Seggenriedern, 

g) 7140 - Übergangs- und Schwingrasenmoore 
als naturnahes, waldfreies Übergangs- und Schwingrasenmoor, u. a. mit torfmoosreichen 
Seggen- und Wollgras-Riedern, auf sehr nassem, nährstoffarmen Standort, 

h) 9110 - Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum) 
 als naturnaher, strukturreicher Buchenwald auf bodensaurem Standort mit allen Altersphasen 

in mosaikartigem Wechsel, mit standortgerechten, autochthonen Baumarten, einem hohem 
Tot- und Altholzanteil, Höhlenbäumen, natürlich entstandenen Lichtungen und vielgestaltigen 
Waldrändern, 

i) 9160 - Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder Eichen-Hainbuchenwald 
(Carpinion betuli) 
als feuchter Geißblatt- und Waldziest-Eichen-Hainbuchenwald einschließlich der Übergänge 
zum Traubenkirschen- und Winkelseggen-Erlen-Eschenwald mit allen Altersphasen in 
mosaikartigem Wechsel, mit standortgerechten, autochthonen Baumarten, einem hohen Alt- 
und Totholzanteil, Höhlenbäumen, natürlich entstandenen Lichtungen und vielgestaltigen 
Waldrändern auf mäßig feuchtem bis feuchtem, nährstoffreichem Standort, 

j) 9190 - Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus robur 
als trockene bis feuchte Stieleichen-Birken-Wälder auf sandigen Talrändern mit allen 
Altersphasen in mosaikartigem Wechsel, mit standortgerechten, autochthonen Baumarten, 
einem hohen Alt- und Totholzanteil, Höhlenbäumen und vielgestaltigen Waldrändern, 

 3. der Tierarten (Anhang II bzw. Anhang IV der FFH-Richtlinie) 
a) Steinbeißer (Cobitis taenia) 
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als vitale, langfristig überlebensfähige Population vor allem durch Sicherung und naturnahe 
Entwicklung von Abschnitten der Wieste und ihrer Zuflüsse als natürliches, durchgängiges 
Gewässer mit naturnahen, verzweigten Auenlebensräumen mit teilweiser dichter 
Wasservegetation, gering durchströmten Flachwasserbereichen und sich umlagerndem 
sandigem Gewässerbett sowie naturraumtypischer Fischbiozönose, 

b) Flussneunauge (Lampetra fluviatilis) 
als vitale, langfristig überlebensfähige Population vor allem durch Sicherung und naturnahe 
Entwicklung von Abschnitten der Wieste und ihrer Zuflüsse als natürliches, durchgängiges, 
unverbautes und unbelastetes, vielfältig strukturiertes Gewässer mit Flachwasserzonen, 
Neben- und Altarmen; flache Flussabschnitte mit strukturreichem, kiesig-steinigem Grund, 
mittelstarker Strömung und besonnter Lage als Laichgebiete sowie stabile, feinsandige 
Sedimentbänke als Aufwuchsgebiete, 

c) Bachneunauge (Lampetra planeri) 
als vitale, langfristig überlebensfähige Population vor allem durch Sicherung und naturnahe 
Entwicklung von Abschnitten der Wieste und ihrer Zuflüsse als natürliches, durchgängiges, 
unbegradigtes, sauerstoffreiches Gewässer mit guter Wasserqualität (mindestens 
Gewässergüte II); vielfältigen Sedimentstrukturen (kiesige und sandige, flache Abschnitte mit 
mittelstarker Strömung), Unterwasservegetation sowie naturraumtypischer Fischbiozönose, 

d) Grüne Flussjungfer (Ophiogomphus cecilia [serpentinus]) 
als vitale, langfristig überlebensfähige Population in der Wieste als naturnahes 
Fließgewässer mit stabiler Gewässersohle als Lebensraum der Libellen-Larven, Schonung 
der Gewässersohle durch eine angepasste Unterhaltung, Vermeidung des Eintrags von 
Bodenpartikeln in das Gewässersystem, Reduzierung der Mobilisierung von Bodenpartikeln 
innerhalb von Gewässern des Einzugsgebietes und weitgehende Unterbindung des Eintrags 
dieser Sedimente in die naturnahen Gewässer, 

e) Fischotter (Lutra lutra) 
als vitale, langfristig überlebensfähige Population, u. a. Sicherung und Entwicklung 
naturnaher Gewässer und Auen  (natürliche Gewässerdynamik mit strukturreichen 
Gewässerrändern, Weich- und Hartholzauen(bereichen) an Fließgewässern, hohe 
Gewässergüte). Förderung der Wandermöglichkeit des Fischotters entlang von 
Fließgewässern (z. B. Bermen, Umfluter). 

 
(6) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie 

von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen soll durch Angebote des Vertragnaturschutzes unterstützt 
werden. 

 
 

§ 3 
Schutzbestimmungen 

 
(1) Auf der Grundlage des § 23 Abs. 2 BNatSchG sind im NSG alle Handlungen verboten, die zu einer 

Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer 
nachhaltigen Störung führen können. Untersagt ist insbesondere 
  1. Hunde unangeleint laufen zu lassen, sofern dies nicht zur ordnungsgemäßen Jagdausübung 

geschieht, 
  2. Röhrichte in der Zeit vom 01. März bis 30. September eines jeden Jahres zurückzuschneiden, 
  3. die Beseitigung oder Beeinträchtigung von Landschaftselementen wie z. B. Hecken, Feldgehölze, 

Einzelbäume, Baumreihen, Alleen oder naturnahe Gebüsche, 
  4. die Beseitigung oder Beeinträchtigung von naturnah aufgebauten Waldrändern, 
  5. die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise zu stören, 
  6. das Befahren der Gewässer mit Booten und sonstigen Wasserfahrzeugen einschließlich 

Modellbooten und sonstigen Sport- und Freizeitgeräten, 
  7. organisierte Veranstaltungen durchzuführen sowie zu zelten, zu lagern, zu reiten, zu grillen oder 

Feuer zu machen, 
  8. Fahrzeuge aller Art einschließlich Wohnwagen und andere für die Unterkunft geeignete 

Fahrzeuge oder Einrichtungen zu fahren, zu parken oder abzustellen, 
  9. im NSG unbemannte Luftfahrzeuge zu betreiben und mit bemannten Luftfahrzeugen zu starten 

und, abgesehen von Notfallsituationen, zu landen, 
10. bauliche Anlagen, auch wenn sie keiner Genehmigung bedürfen, zu errichten oder wesentlich zu 

ändern, 
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11. Leitungen jeder Art zu verlegen, Masten, Einfriedungen oder Einzäunungen zu errichten oder 
bestehende Einrichtungen oder Anlagen dieser Art wesentlich zu ändern, 

12. Sprengungen vorzunehmen oder Bohrungen aller Art niederzubringen, sofern diese Bohrungen 
nicht für gemäß § 4 Abs. 10 freigestellte naturschutzfachliche Pflege-, Entwicklungs- oder 
Wiederherstellungsmaßnahmen notwendig werden, 

13. Stoffe aller Art, wie z. B. Müll, Schutt, Gartenabfälle, land- und forstwirtschaftliche Abfälle sowie 
Bodenbestandteile zu lagern, aufzuschütten oder einzubringen, 

14. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen oder Abgrabungen 
vorzunehmen, 

15. Wasser aus oberirdischen Gewässern oder Grundwasser zu entnehmen, 
16. in die bestehenden Verhältnisse im Wasserhaushalt in der Art einzugreifen, dass es zu einer 

zusätzlichen Entwässerung des Schutzgebietes oder von Teilflächen kommen kann, 
17. Erstaufforstungen, Anpflanzungen von Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen oder 

andere Sonderkulturen anzulegen, 
18. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 
19. nichtheimische, gebietsfremde oder invasive Arten auszubringen oder anzusiedeln, 
20. die gärtnerische Nutzung sowie Freizeitnutzung an der Wieste in einem Abstand von weniger als 

1m von der Böschungsoberkante, 
21. Bild- oder Schrifttafeln anzubringen; ausgenommen sind Tafeln zur Kennzeichnung des NSG 

sowie Hinweis- und Warntafeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften. 
 
(2) Aufgrund des § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG außerhalb der in der mit veröffentlichten 

Karte dargestellten Wege und der Naturerlebnisbereiche in Mulmshorn und Sottrum sowie der vor 
Ort von der Naturschutzbehörde gekennzeichneten Wege nicht betreten, befahren oder auf sonstige 
Weise aufgesucht werden, soweit es nicht in § 4 anders bestimmt ist. 

 
(3) Die ordnungsgemäße Jagdausübung bleibt von den Regelungen dieser Verordnung unberührt, 

soweit es sich um das Recht zum Aufsuchen, Nachstellen, Erlegen, Fangen und Aneignen von Wild, 
auf die Hege und den Jagdschutz bezieht. Dies gilt nicht für die Anlage jagdlicher Einrichtungen, 
soweit § 4 Abs. 5 keine näheren Regelungen trifft. 

 
 

§ 4 
Freistellungen 

 
(1) Die in den Absätzen 2 bis 7 aufgeführten Handlungen oder Nutzungen sind von den Regelungen des 

§ 3 dieser Verordnung freigestellt und bedürfen keiner naturschutzrechtlichen Befreiung. 
 
(2) Freigestellt sind 

1. das Betreten und Befahren des Gebietes durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten sowie 
deren Beauftragte zur rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstücke, 

2. das Betreten und Befahren des Gebietes und die Durchführung von Maßnahmen 
a) durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben, 
b) durch Bedienstete anderer Behörden und öffentlicher Stellen sowie deren Beauftragte in Erfül-

lung ihrer Aufgaben nach vorheriger Ankündigung bei der zuständigen Naturschutzbehörde, 
bei Gefahr in Verzug bedarf es keiner vorherigen Ankündigung, 

c) zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung sowie Untersuchung und Kontrolle des Gebietes im 
Auftrag oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung, 

d) zur wissenschaftlichen Forschung, Lehre sowie Umweltbildung mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde, 

3. das Reiten auf den gekennzeichneten Wegen, 
4. die ordnungsgemäße Unterhaltung der Wege im bisherigen Umfang mit Sand, Kies, 

Lesesteinmaterial oder gebrochenem, basenarmem Naturstein; die Verwendung anderer Materia-
lien nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, jedoch ohne Einbringen von Kalk-
schotter oder Bauschutt, 

5. die Neuanlage hofnaher notwendiger Erschließungswege mit Zustimmung der zuständigen 
Naturschutzbehörde, 
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6. die Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern oder von Grundwasser für das Tränken 
von Vieh auf der Weide, 

7. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Weidezäune und Viehtränken sowie deren 
Neuerrichtung in ortsüblicher Weise, 

8. die Unterhaltung und Instandsetzung rechtmäßig bestehender Viehunterstände; deren 
Neuerrichtung in ortsüblicher Weise nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

9. die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung der bestehenden rechtmäßigen Anlagen und 
Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang, 

10. die Unterhaltung der vorhandenen Ver- und Entsorgungseinrichtungen einschließlich des 
Freihaltens der Sicherheits- und Schutzstreifen von Gehölzbewuchs in der Zeit vom 01. Oktober 
bis 28. Februar eines jeden Jahres; die Neuanlage von unterirdisch verlaufenden notwendigen 
Ver- und Entsorgungsleitungen, deren Bohrlöcher sich außerhalb des Naturschutzgebietes 
befinden, ist mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde erlaubt, 

11. die fachgerechte Pflege von Landschaftselementen zur Verjüngung des Bestandes sowie 
Maßnahmen zur Herstellung der Verkehrssicherheit, 

12. die Durchführung von Maßnahmen zum Naturerleben in den in der Karte dargestellten 
Naturerlebnisbereichen. 

 
(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung nach den Regelungen des 

Wasserhaushaltgesetzes, des Niedersächsischen Wassergesetzes und für mögliche 
Ausnahmeregelungen gemäß § 44 und 45 BNatSchG i. V. m. der Niedersächsischen Artenschutz-
Ausnahmeverordnung auf Grundlage eines mit der zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmten 
Planes für die Gewässerunterhaltung. Die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandsetzung bisher 
noch funktionsfähiger Dränagen und Gräben ist unter Beachtung des § 39 BNatSchG freigestellt. 
Ständig wasserführende Gräben dürfen nur in der Zeit vom 15. August bis zum 15. Oktober mit der 
Grabenfräse geräumt werden. Erforderliche Maßnahmen zur Uferbefestigung sind im Einvernehmen 
mit der zuständigen Naturschutzbehörde zulässig. 

 
(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung mittels Handangel unter größtmöglicher 

Schonung der natürlich vorkommenden Wasser- und Schwimmblattvegetation sowie des natürlichen 
Uferbewuchses inklusive Befahren der Teiche für Pflegemaßnahmen im Rahmen der fischereilichen 
Nutzung. Für die Reusenfischerei sind Reusen erlaubt, die mit einem Ottergitter ausgestattet sind, 
deren Einschwimmöffnungen eine lichte Weite von 8,5 cm nicht überschreiten, oder die Fischottern 
die Möglichkeit zur Flucht bieten. 

 
(5) Freigestellt sind folgende Handlungen und Nutzungen bezüglich jagdlicher Einrichtungen 

1. die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung von bestehenden jagdlichen Einrichtungen wie 
Hochsitzen und sonstigen nicht beweglichen Ansitzeinrichtungen, sofern sie mit dem Schutzzweck 
vereinbar sind sowie deren Neuanlage mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

2. die Aufstellung und Nutzung von transportablen jagdlichen Ansitzeinrichtungen, 
3. die Anlage von Kirrungen nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde, 
4. die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung von bestehenden Wildäsungsflächen und 

Kunstbauten, sofern sie mit dem Schutzzweck vereinbar sind sowie deren Neuanlage mit Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. 

 
(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung rechtmäßig bestehender 

Acker- und Grünlandflächen nach guter fachlicher Praxis gem. § 5 BNatSchG und nach folgenden 
Vorgaben 
a) die durchgehende Nutzung als Ackerfläche auf den Flurstücken 197/1 der Flur 1 von Mulmshorn, 

46/2 und 46/5 der Flur 1 von Reeßum, 107/1, 132/1, 110/1, 113/1 der Flur 2 von Clüversbostel, 
33/1 der Flur 12 von Sottrum, 172/1 und 173 der Flur 2 von Stuckenborstel, 17/1 der Flur 3 von 
Stuckenborstel und 51/1 der Flur 4 von Stuckenborstel, teilweise  auf den Flurstücken 102, 103 
und 104/1 der Flur 2 von Clüversbostel, 

b) ohne Grünland umzubrechen, 
c) ein mindestens 2 m breiter Uferrandstreifen entlang der Gewässer zweiter Ordnung und ein 

mindestens 1 m breiter Uferrandstreifen entlang der Gewässer dritter Ordnung, gemessen von 
der Böschungsoberkante aus, der ungenutzt bleibt, 

d) beim Ausbringen von Dünger und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Grünland- und 
Ackerflächen ist ein Abstand von mindestens 5 m zur Böschungsoberkante der Gewässer zweiter 
und dritter Ordnung einzuhalten, 
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e) Maßnahmen zur Grünlanderneuerung sind nur zulässig, wenn sie 14 Tage vor Durchführung bei 
der zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt wurden; ausgenommen sind kleinflächige Über- 
oder Nachsaaten auch im Schlitzdrillverfahren, 

f) nur auf trittfesten Standorten ist eine Beweidung ohne Zufütterung und Durchtreten der 
vorhandenen Grasnarbe erlaubt. 

1. Auf den in der Karte waagerecht schraffiert dargestellten Grünlandflächen unter Beachtung der 
Vorgaben aus den oben genannten Punkten a) bis f), jedoch zusätzlich mit folgenden Vorgaben 

  a) ohne Einebnung und Planierung, 
  b) ohne flächenhafte Behandlung mit chemischen Pflanzenschutzmitteln, 
  c) extensive Nutzung, d. h. keine Mahd vom 01. Januar bis 15. Juni eines jeden Jahres oder max. 

2 Weidetiere pro ha vom 01. Januar bis 21. Juni eines jeden Jahres. 
2. Auf den in der Karte senkrecht schraffiert dargestellten Grünlandflächen unter Beachtung der 

Vorgaben aus den oben genannten Punkten a) bis f), jedoch zusätzlich mit folgenden Vorgaben 
 a) ohne Einebnung und Planierung, 
 b) ohne flächenhafte Behandlung mit chemischen Pflanzenschutzmitteln, 

  c) extensive Nutzung, d. h. max. zweimalige Mahd pro Jahr, wobei die 2. Mahd nicht vor dem 01. 
August eines jeden Jahres erfolgen darf, oder max. 2 Weidetiere pro ha vom 01. Januar bis 21. 
Juni eines jeden Jahres, 

  d) keine organische Düngung. 
 
(7) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft gemäß § 11 des Niedersächsischen Gesetzes 

über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) 
 1. auf allen Waldflächen unter Beachtung folgender Vorgaben 
  a) den Boden und den Bestand schonende Holzentnahme in der Zeit vom 01. August bis 28. 

Februar eines jeden Jahres unter besonderer Rücksichtnahme auf schutzbedürftige Tier- und 
Pflanzenarten, in der übrigen Zeit kann die Holzentnahme im Einzelfall nur mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde zugelassen werden, 

  b) unter einzelner oder truppweiser Belassung von mindestens 3 Stück Stämmen von 
standortheimischen bzw. standortgerechten, stehenden Altholzes pro Hektar aller im Bestand 
dominierender standortheimischen Baumarten bis zum natürlichen Verfall sowie unter 
Belassung aller Horst- und Höhlenbäume als Habitatbäume, 

  c) unter Belassung stehenden und liegenden Totholzes bis zu dessen natürlichen Verfall, 
  d) ausschließliche Förderung und Einbringung standortheimischer Baum- und Straucharten der 

 natürlichen Waldgesellschaften, 
  e) Einsatz von Pflanzenschutzmitteln nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen 

Naturschutzbehörde, 
  f) Kahlschläge nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 
  g) ohne Kalkungen, 
  h) forstwirtschaftlich notwendiger Wegeneubau nur mit Zustimmung der zuständigen 

Naturschutzbehörde, 
 2. auf den in der Karte grau unterlegten Waldflächen (FFH-Lebensraumtypen) unter Beachtung der 

Vorgaben aus Punkt 1 sowie 
  a) Schirmschläge nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde, 
  b) ohne Düngung, 
  c) ohne tiefgründige Bodenbearbeitung und ohne Entwässerung, 
 3. auf den in Absatz 6 a) genannten Ackerflächen ist eine Aufforstung mit Zustimmung der 

zuständigen Naturschutzbehörde möglich. 
 

(8) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den nach den Absätzen 2 bis 7 von ihrer Zustimmung 
und Anzeige abhängigen Freistellungen Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise treffen, 
die geeignet sind, Beeinträchtigungen oder Gefährdungen des NSG, einzelner seiner Bestandteile 
oder seines Schutzzwecks entgegenzuwirken oder kann die Zustimmung auch versagen. 
 

(9) Die zuständige Naturschutzbehörde kann nach vorheriger Abstimmung im Einzelfall Ausnahmen von 
Absatz 6 c), Absatz 6 Nr. 1 c) und Absatz 6 Nr. 2 c) zulassen. 
 

(10) Freigestellt sind die von der zuständigen Naturschutzbehörde angeordneten Pflege-, Entwicklungs- 
und Wiederherstellungsmaßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege im NSG. 
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(11) Weitergehende Vorschriften der § 30 BNatSchG i. V. m. § 24 NAGBNatSchG, § 39 und § 44 
BNatSchG bleiben unberührt. 

(12) Bestehende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unbe-
rührt, soweit dort nichts anderes bestimmt ist. 

 
 

§ 5 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

 
(1) Das NSG und seine Wege werden durch Schilder gekennzeichnet. Diese enthalten zusätzliche 

Informationen zum Gebiet. Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, das 
Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des NSG zu dulden. 

 
(2) Die zur Erreichung des Schutzzwecks gemäß § 2 dienenden Maßnahmen können von der 

zuständigen Naturschutzbehörde oder im Einvernehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde in 
Pflege- und Entwicklungsplänen dargestellt werden.  

 
 

§ 6 
Befreiungen 

 
Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 
BNatSchG i. V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen 
oder Projekten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG 
i. V. m. § 26 NAGBNatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar erweisen oder die 
Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 und 6 BNatSchG i. V. m. § 26 NAGBNatSchG erfüllt sind. 

 
 

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig gemäß § 43 Abs. 3 Nr. 1 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG Handlungen vornimmt, die das Naturschutzgebiet oder 
einzelne seiner Bestandteile zerstören, beschädigen oder verändern. 

 
(2) Ordnungswidrig gemäß § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

gegen die Regelungen des § 3 dieser Verordnung verstößt, ohne dass eine Befreiung gewährt 
wurde. 

 

(3) Ordnungswidrig gemäß § 43 Abs. 3 Nr. 7 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
entgegen § 16 NAGBNatSchG das Naturschutzgebiet außerhalb der gekennzeichneten Wege und 
Naturerlebnisbereiche betritt. 

 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer ohne die gemäß § 4 Abs. 6 e) erforderliche vorherige Anzeige bei der 
Naturschutzbehörde Maßnahmen zur Grünlanderneuerung durchführt. 

 
 

§ 8 
Zuständige Naturschutzbehörde 

 
Für den Vollzug dieser Verordnung ist innerhalb des Landkreises Verden die untere Naturschutzbehörde 
beim Landkreis Verden und innerhalb des Landkreises Rotenburg (Wümme) die untere 
Naturschutzbehörde beim Landkreis Rotenburg (Wümme) zuständig. 
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§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rotenburg (Wümme), den XX.XX.2012 
 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
 
 
 

Luttmann 
(Landrat) 



 



 

ENTWURF            
 
Verordnung über die Festsetzung des Wasserschutzgebietes „Großes Holz“ für die Brun-

nen V, VI, VII und VIII des Wasserwerkes Zeven vom ………. 

 

Aufgrund der §§ 51 und 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (Bundesge-

setzblatt I S. 2585) und § 91 Niedersächsisches Wassergesetzes (NWG) in der Fassung vom 

19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64) wird verordnet: 

 

§ 1 

Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf dem Flurstück 2/7, Flur 1, Gemarkung 

Oldendorf (Zeven), gelegenen Brunnen V, VI, VII und VIII – „Großes Holz“ für das Wasserwerk 

Zeven wird zum Schutz der Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet 

zum Wohl der Allgemeinheit festgesetzt. Die durch die Verordnung begünstigte Person ist die 

Samtgemeinde Zeven.  

§ 2 

  (1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen I (Fassungsbereich), II (engere 

Schutzzone und III (weitere Schutzzone). 

  (2)  Das Wasserschutzgebiet liegt in der Gemarkung Oldendorf, Samtgemeinde Zeven. 

  (3)  Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben: 

a) Begrenzung der Schutzzone I: 

Die Grenzen der Schutzzone I verlaufen auf einem Radius von 10 Metern, gemessen vom 

Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

b) Begrenzung der Schutzzone II: 

Die Schutzzone II verläuft in einem Radius von 150 m Metern, gemessen vom Brunnenauf-

satzrohr, allseitig um jeden Grundwasserförderbrunnen. 

c) Begrenzung der Schutzzone III:  

Die Schutzzone III beginnt im Norden an der südlichen Grenze der Landesstraße 133 Ba-

denstedt-Zeven, verläuft an dem östlichen Rand des Waldgebietes „Großes Holz“ weiter in 

südlicher Richtung entlang der Flurbereinigungsgrenze bis zum Beginn der Wohnbebauung 

der Ortschaft Oldendorf, östlich von Oldendorf, nach Süden bis zu dem vorhandenen Sandab-

baugebiet am „Mühl-Berg“, knickt dort nach Südosten ab bis zum Geländehochpunkt zwischen 

dem „Heidkamp“/Bahnkreuzung und dem „Kiekbarg“; von dort verläuft die südliche Grenze mit 

einem lang gestreckten Bogen nach Westen bis zur Bahnstrecke im Bereich Voßmoor und von 

dort weiter nach Norden bis an die L 133 an der östlichen Ortsgrenze von Badenstedt. 
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  (4)  Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen sind in der mit veröffent-

lichten Übersichtkarte (Anlage) im Maßstab 1 : 25 000 dargestellt.  

  (5)  Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ergeben sich aus einer 

Karte im Maßstab 1 : 5 000, die Bestandteil dieser Verordnung ist. Ausfertigungen dieser nicht 

veröffentlichten Karte befinden sich beim Landkreis Rotenburg (Wümme), Nebenstelle Bremer-

vörde, Amtsallee 7, 27432 Bremervörde und bei der Samtgemeinde Zeven, Am Markt 4, 27404 

Zeven. Die Karte kann dort während der Sprechzeiten von jedermann kostenlos eingesehen wer-

den.  

 

§ 3 

  (1)  Die Schutzzone I darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten wer-

den, die erforderlich sind 

a) zur Pflege der Schutzzone, 

b) für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen sowie 

c) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen. 

 

  (2)  Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist in der Schutzzone I verboten. Darüber hinaus 

ist jegliche Düngung untersagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur Erzielung einer geschlos-

senen Grasnarbe erforderlich ist. 

 

                                                         § 4 

In dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen nach Maßgabe der nachstehenden Auf-

stellung in den jeweiligen Schutzzonen verboten (V), eingeschränkt zulässig (G) oder zulässig 

aufgrund dieser Verordnung (-). Die über die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinausge-

henden Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbe-

rührt.  

 Schutzzone 

                                                                                                             II III 

Abwasser 
 
1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund 

 
  

1.1 Versenken von Abwasser über Schluckbrunnen, Sickerschächte 
oder vergleichbare Einrichtungen direkt ins Grundwasser 
 

 
V 

 
V 

1.2 Einleiten und Versickern von Abwasser in den Untergrund unter-
halb der belebten Bodenzone 
 

  

1.2.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich nach Behandlung in 
einer Kleinkläranlage oder gleichwertigen Anlage 
 

 
V 

 
G 
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  Schutzzone 
  II III 
1.2.2 Sonstiges Schmutzwasser und von Verkehrsflächen oder mit die-

sen vergleichbaren Flächen (gewerbliche / landwirtschaftliche Be-
triebs- und Hofflächen) abfließendes Niederschlagswasser 
 

 
 

V 

 
 

V 

1.2.3 Niederschlagswasser von Dach- und Terrassenflächen 
 

V G 

1.3 Verrieseln oder Versickern von Abwasser über die belebte Boden-
zone 
 

  

1.3.1 Schmutzwasser aus dem häuslichen Bereich nach Behandlung in 
einer Kleinkläranlage oder gleichwertigen Anlage 
 

 
V 

 
G 

1.3.2 Sonstiges Schmutzwasser 
 

V V 

1.3.3 Von Verkehrsflächen oder mit diesen vergleichbaren Flächen (ge-
werbliche / landwirtschaftliche Betriebs- und Hofflächen) abfließen-
des Niederschlagswasser 
 

 
 

V 

 
 

G 

1.3.4 Niederschlagswasser von Dach- und Terrassenflächen 
 

G - 

2. Abwasserkanäle und –leitungen 
 

  

2.1 Durchleiten von Abwasser durch das Schutzgebiet 
 

V G 

2.2 Hinausleiten von Abwasser aus dem Schutzgebiet 
 

G G 

3. Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewässer, ausgenommen 
nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser im Rahmen 
des Gemeingebrauchs gem. § 32 NWG 
 

 
 

V 

 
 

G 

4. Errichten oder wesentliches Ändern von Abwasseranlagen (z. B. 
Abwasserbehandlungsanlagen, Rückhaltebecken, Rohrleitungen 
für Abwässer, Abscheider, Sammelgruben) 
 

 
 

V 

 
 

G 

5. Verregnen oder Verwerten von Abwasser im Rahmen der Landbe-
wirtschaftung 
 

 
V 

 
V 

6. Versenken oder Versickern von Kühlwasser  V G 
 
Land- und Forstwirtschaft und Erwerbsgartenbau 
 
7. Aufbringen von mehr als 170 kg/ha Stickstoff aus organischen Dün-

gern pro Jahr auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutz-
te Böden 
 

 
 

V 

 
 

V 

8. Aufbringen von Gülle, Jauche, Geflügelkot, Silosickersaft und Gär-
resten aus Biogasanlagen auf 
 

  

8.1 Grünland   
8.1.1 vom 01.10. bis 31.01. 

 
V V 

8.1.2 in der übrigen Zeit 
 
 

V - 
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  Schutzzone 
  II III 
8.2 unbestellte ackerbaulich oder gärtnerisch genutzte Böden 

 
  

8.2.1 von der Ernte der letzten Hauptfrucht bis 28.02. des folgenden Jah-
res 
 

 
V 

 
V 

8.2.2 in der übrigen Zeit V V, 
sofern 

nicht un-
verzüglich 

bestellt 
wird * 

8.3 bestellte ackerbaulich oder gärtnerisch genutzte Böden 
 

  

8.3.1 von der Ernte der letzten Hauptfrucht bis zum 31.01. des folgenden 
Jahres 

 
V 

 
V 

 Ausnahme: 
mit Zwischenfrüchten oder Winterraps bestellte Flächen, nach der 
Ernte der letzten Hauptfrucht bis zum 15.09., wenn ein Düngebedarf 
nachgewiesen ist. 
 

 
 
 

V 

 
 
 

-* 

8.3.2 in der übrigen Zeit 
 

V -* 

8.4 forstwirtschaftliche Böden 
 

V V 

 * es gilt die Mengenbeschränkung nach Nr. 7 
 

  

9. Aufbringen von Stallmist auf 
 

  

9.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte Flächen 
 

V -* 

9.2 forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
 

V V 

  * es gilt die Mengenbeschränkung nach Nr. 7 
 

  

10. Aufbringen von Klärschlamm im Sinne des § 2 Abs. 2 Klärschlamm-
verordnung (AbfKlärV) 
 

 
V 

 
V 

11. Aufbringen von Grünabfall- und Bioabfallkomposten auf 
 

  

11.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte Böden 
 

  

11.1.1 vom 01.10. bis 31.12. 
 

V V 

11.1.2 in der übrigen Zeit 
 

V G 

11.2 forstwirtschaftlich genutzte Böden 
 

V V 

12. Ausbringen von anderen Sekundärrohstoffdüngern, die von den 
vorgenannten Schutzbestimmungen nicht erfasst sind 1) 

 

 
V 

 
G 

 1) Die Anwendungs- und Mengenbeschränkungen aus abfallrechtli-
chen (Klärschlammverordnung, Bioabfallverordnung) und dünge-
rechtlichen Vorschriften sind zu beachten 
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13. Umbruch von Grünland zur Nutzungsänderung 

 
  

13.1 Grünland, das aufgrund seiner natürlichen Standortgegebenheiten 
keine ordnungsgemäße Ackernutzung zulässt (absolutes Grünland) 
 

 
V 

 
V 

13.2 Grünland, das eine ordnungsgemäße Grünland-, Acker- oder gärt-
nerische Nutzung zulässt (fakultatives Grünland) 
 

 
V 

 
G 

14. Grünlanderneuerung, ausgenommen sind umbruchlose Verfahren 
 

G G 

15. Anlegen von Stilllegungsflächen (Rotations- und Dauerbrachen) 
ohne gezielte Begrünung 
 

 
V 

 
V 

16. Umbruch von Dauerbrachen 
 

  

16.1 vom 01.07. bis 31.01.  
Ausnahme: 
bei nachfolgendem Anbau von Winterraps 

V 
 

V  
 

V 
 

V 
vom 

01.10. bis 
31.01. 

16.2 in der übrigen Zeit ohne unverzüglich nachfolgende Bestellung 
 

V V 

17. Kahlschlag von forstlich genutzten Flächen 
 

  

17.1 zur Umwandlung der Nutzungsart 
 

V V 

17.2 zu sonstigen Zwecken auf Flächen > 0,5 ha 
 

G G 

18. Bau und Betrieb von Erdbecken zur Lagerung von flüssigen Wirt-
schaftsdüngern 
 

 
V 

 
V 

19. Lagerung von Wirtschaftsdüngern  
 

  

19.1 Lagerung von Jauche, Gülle, Geflügelkot, Stallmist und Gärresten 
aus Biogasanlagen außerhalb undurchlässiger Anlagen 
 

 
V 

 
V 

19.2 Lagerung von Jauche, Gülle, Silagesickersäften und Gärresten aus 
Biogasanlagen in 
 

  

19.2.1 Anlagen mit Leckerkennungssystem  
 

V G 

19.2.2 Anlagen ohne Leckerkennungssystem 
 

V V 

19.3 Lagerung von Geflügelkot und Stallmist in/auf undurchlässigen An-
lagen 
 

 
V 

 
G 

20. Zwischenlagerung von Stallmist oder Geflügelkot 
 

V V* 

 *Das Verbot entfällt bei Einhaltung der Anforderungen der Nr. 3  des 
Gem. Rd. Erl. des MU und ML vom 29.11.2005 (Nds. MBl. Nr. 
45/2005, S. 984) 
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  Schutzzone 
  II III 
21. Lagerung von Gärfutter/Silage 

 
  

21.1 in undurchlässigen baulichen Anlagen mit Auffangvorrichtung für 
Silagesäfte 
 

V 
 
 

G 
 
 

21.2 in allen übrigen Mieten mit Dichtung 
 

V G 

21.3 in Mieten ohne Dichtung mit einem Trockensubstanzgehalt von 28 
v. H. und mehr auf jährlich wechselnden Standorten 
 

 
V 

 
G 

21.4 in allen übrigen Mieten ohne Dichtung 
 

V V 

22. Anbauen von Sonderkulturen auf landwirtschaftlich oder gartenbau-
lich genutzten Flächen 
 

V G 

23. Anwenden von Pflanzenschutzmitteln außerhalb des Rahmens des 
Pflanzenschutzgesetzes und der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung 
 

 
 

V 

 
 

V 

24. Anwenden von Herbiziden 
 

V - 

25. Anlegen von Dränen oder Vorflutern 
 

V G 

26. Dauerpferche oder Freilandhaltung (ausgenommen sind Rauhfutter 
fressende Tiere) 
 

 
V 

 
V 

27. Betreiben von Winterweiden mit Zufütterung oder Pferchen 
 

V G 

28. Einrichten oder Erweitern von Baumschulen oder Gartenbaubetrie-
ben 
 

 
V 

 
G 

29. Einrichten von Holzpolterplätzen mit Beregnung 
  

V G 

 
Wassergefährdende Stoffe 
 
30. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62 Abs. 3 

WHG außerhalb von Anlagen, Vorrichtungen oder Behältnissen, aus 
denen ein Eindringen in den Boden nicht möglich ist 
* mit Ausnahme von im Rahmen ordnungsgemäßer Landbewirtschaf-

tung aufgebrachten Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
 

 
 

V 

 
 

V* 

31. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gem. § 62 
Abs. 3 WHG 
* Es gelten die Regelungen der Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (An-
lagenverordnung – VAwS -) in der jeweils gültigen Fassung 

 

 
V 

 
G* 

32. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 Abs. 3 
WHG durch Fahrzeuge, ausgenommen Anliegerverkehr 
 
 
 

 
V 

 
-  
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33. Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 62 Abs. 3 

WHG 
  

33.1 in Rohrleitungen, ausgenommen Feldleitungen 
 

V V 

33.2 in Feldleitungen, die der Bergaufsicht unterliegen 
 

V G 

34. Einbringen von wassergefährdenden Stoffen in den Untergrund V V 
 

Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzungen 
 
35. Lagern, Ablagern, Behandeln oder Umschlagen von Abfällen 

 
  

35.1 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen zum Ablagern 
von Abfällen 
 

 
V 

 
V 

35.2 Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen zum Behan-
deln, zum Umschlagen oder zum Lagern von Abfällen gem. An-
hang zur 4. BImSchV, Spalte 1 (ausgenommen Kompostierungs-
anlagen) 
 

 
 

V 

 
 

V 

35.3 Errichtung oder wesentliche Änderung von Kompostierungsplätzen 
oder Kompostierungsanlagen mit Ausnahme der Eigenkompostie-
rung 
 

 
 

V 

 
 

G 

36. Errichtung oder wesentliche Änderung von Biogasanlagen 
 

V G 

37. Schrottanlagen und Autowrackplätze 
 

 
 

 
 

37.1 Neuanlegen oder Erweitern von Anlagen zur Lagerung oder Be-
handlung von Autowracks (Autowrackplätze) 
 

 
V 
 

 
V 
 

37.2 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur Lagerung 
oder Behandlung von Schrott mit wassergefährdenden Bestandtei-
len 
 

 
V 

 
V 

37.3 Errichten oder wesentliches Ändern von Anlagen zur Lagerung 
oder Behandlung von Schrott ohne wassergefährdende Bestand-
teile 
 

 
V 

 
G 

38. Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen 
 
Ausnahme: bauliche Anlagen für Wohnzwecke als Einzelbebauung 
 

V 
 

G 

G 
 
- 

39. Ausweisen von Baugebieten 
 

  

39.1 Wohnbebauung 
 

  

39.1.1 ohne Anschluss an eine zentrale Abwasserbeseitigung 
 

V V 

39.1.2 mit Anschluss an eine zentrale Abwasserbeseitigung 
 

V G 

39.2 Gewerbe- und Gewerbemischbetriebe 
 

V V 
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  II III 

40. Bauen von Straßen 
 

  

40.1 soweit die Maßnahmen nicht den „Richtlinien für bautechnische 
Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten (RiStWag 
in der zur Zeit gültigen Fassung)“ entsprechen  
 

 
 

V 

 
 

V 

40.2 Neubauen und Ausbauen von befestigten für Motorfahrzeuge zu-
gelassenen Wegen, Straßen und Plätzen unter Beachtung der 
RiStWag in der zur Zeit gültigen Fassung 
 

 
 

V 

 
 

G 

40.3 Bauen von land- oder forstwirtschaftlichen Wirtschaftswegen 
 

G - 

41. Bahnanlagen 
 

  

41.1 Bau von Bahnlinien 
 

V G 

41.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Güterumschlagsanlagen 
der Eisenbahn, Rangierbahnhöfen 
 

 
V 

 
V 

42. Verwendung von Materialien im Straßen-, Wege-, Wasser- oder 
Landschaftsbau, die auswaschbare wassergefährdende Stoffe 
oder Beimengungen enthalten oder die durch Umwandlung was-
sergefährdend wirken können 
 

 
 
 

V 

 
 
 

V 

43. Bau von Start-, Lande-, Sicherheitsflächen oder Notabwurfflächen 
des Luftverkehrs 
 

 
V 

 
V 

44. Bau von militärischen Anlagen oder Einrichten von Übungsplätzen 
 

V V 

45. Durchführung von Manövern oder Übungen von Streitkräften oder 
ähnlichen Organisationen, soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt   
W 106 entsprechen 
 

 
 

V 

 
 

V 

46. Sport- und Freizeiteinrichtungen oder –Veranstaltungen 
 

  

46.1 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder Freizeiteinrich-
tungen, von denen keine nutzungsbedingt erhöhten Grundwasser-
gefährdungen ausgehen (z. B. Campingplätze, Badeanstalten, 
Fußballplätze), Betrieb von Badeseen 
 

 
 
 

V 

 
 
 

G 

46.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder Freizeiteinrich-
tungen, von denen nutzungsbedingt erhöhte Grundwassergefähr-
dungen ausgehen (z. B. Tontaubenschießstände, sonstige 
Schießstände für Handfeuerwaffen, Golfplätze, Rennbahnen für 
den Motorsport) sowie Durchführen von Motorsportveranstaltun-
gen außerhalb der dafür zugelassenen Verkehrswege oder –
flächen 
 

 
 
 
 
 
 

V 

 
 
 
 
 
 

V 

46.3 Durchführen von Märkten, Volksfesten oder sonstigen Großveran-
staltungen außerhalb dafür vorgesehener Anlagen 
 

 
V 

 
G 

47. Einrichtung oder wesentliche Erweiterung von Kleingartenkolonien 
 
 

V G 
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48. Friedhöfe 
 

  

48.1 Neuanlegen von Friedhöfen 
 

V V 

48.2 Erweitern von Friedhöfen 
 

V G 

49. Vergraben oder Ablagern von Tierkörpern oder Tierkörperteilen, 
ausgenommen geringe Stückzahlen (Tierkörperteile) im Rahmen 
der jagdlichen Praxis 
 

 
 

V 

 
 

V 

50. 
 
50.1 
 
50.2 

Anlegen oder wesentliches Ändern von Fischteichen 
 
gedichtete Anlagen 

 
ungedichtete Anlagen 
 

 
 

V 
 

V 

 
 

G 
 

V 

Bodeneingriffe 
 
51. Erdaufschlüsse, die räumlich und zeitlich begrenzt sind (z. B. Ab-

grabungen, Ausschachtungen im Zusammenhang mit Baumaß-
nahmen) sowie alle über die ordnungsgemäße land- oder forstwirt-
schaftliche Bodennutzung hinausgehenden Bodeneingriffe von 
mehr als 3 m Tiefe  
 

 
 
 
 

V 

 
 
 
 

G 

52. Bodenabbau, Erdaufschluss oder Gewässerausbau, durch den die 
Grundwasserüberdeckung auf Dauer vermindert wird 
 

  

52.1 mit Freilegung des Grundwassers 
 

V V 

52.2 ohne Freilegung des Grundwassers 
 

V G 

53. Verfüllung von Bodenabbaustellen oder Erdaufschlüssen mit mine-
ralischen Reststoffen, die den technischen Regeln der LAGA „An-
forderungen an die stoffliche Verwertung von Reststoffen/Abfällen“ 
nicht entsprechen 
 

 
 
 

V 

 
 
 

G 

54. Anlagen und Maßnahmen des Bergbaus (einschl. hydraulic-
fracturing) mit Eingriffen in die Grundwasserüberdeckung  
 

 
V 

 
G 

55. Durchführen von Sprengungen 
 

V G 

56. Bohrungen (mit Ausnahme für die öffentliche Wasserversorgung) 
von mehr als 3 m Tiefe  
 

 
V 

 
G 

57. 
 
57.1 
 
 
57.2 

Erdwärme/Geothermie 
 
Erdwärmesonden 
Ausnahme: Anlage mit CO²-Füllung 

 
 Erdwärmekollektoren 
 
 

 
 

V 
V 
 

V 

 
 

V 
G 
 

G 
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§ 5 

Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig vorhanden sind, jedoch den Vor-

schriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zuständige Wasserbehörde 

kann jedoch im Interesse der Gefahrenabwehr die Maßnahmen anordnen, die erforderlich sind, 

um den Zweck dieser Verordnung zu erreichen. 

 

                                                                         § 6 

Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, hat hinsichtlich der 

Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln insbesondere die Anwendungs- und Doku-

mentationspflichten der Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (Schu-

VO), der Düngeverordnung und der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung zu beachten.  

 

§ 7 

  (1)  Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden 

Grundstücke haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehörden, der von ihnen ermächtig-

ten Stellen sowie des Begünstigten nach vorheriger Ankündigung die Grundstücke betreten, um 

insbesondere die Einhaltung der Schutzbestimmungen nach §§ 3 und 4 zu überprüfen und Maß-

nahmen durchzuführen, die zum Schutz der Wassergewinnungsanlagen erforderlich sind, z. B. 

Aufstellen von Hinweisschildern und Zäunen, Lagern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grund-

wassers, Entnahme von Bodenproben, Anlage und Betrieb von Grundwasserbeobachtungsbrun-

nen u. ä. 

  (2)  Bei Gefahr in Verzug bedarf es der vorherigen Ankündigung nicht. 

(3)  Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann den Begünstigten verpflichten, die nach Abs. 1 zu 

 duldenden Maßnahmen vorzunehmen.  

 

                                                                      § 8 

  (1)  Der Landkreis Rotenburg (Wümme) kann von den Verboten der §§ 3 und 4, den Duldungs- 

und Handlungspflichten der §§ 5 bis 7 der Verordnung im Einzelfall widerruflich und befristet be-

freien, wenn der Schutzgebietszweck nicht gefährdet wird oder überwiegende Gründe des Wohls 

der Allgemeinheit dies erfordern.  

  (2)  Die nach § 4 eingeschränkt zulässigen Handlungen der Verordnung dürfen nur mit Geneh-

migung des Landkreises Rotenburg (Wümme) vorgenommen werden. Die Genehmigung darf nur 

versagt werden, wenn zu befürchten ist, dass eine der dort genannten Handlungen oder Maß-

nahmen auf das durch diese Verordnung geschützte Grundwasser nachteilig einwirken kann und 

diese Nachteile nicht durch Bedingungen oder Auflagen verhütet werden können.  
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(3)  Die Befreiung nach Abs. 1 und die Genehmigung nach Abs. 2 sind jeweils zu erteilen, soweit 

dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch 

der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

 

§ 9 

  (1)  Soweit eine Schutzbestimmung nach §§ 3 oder 4 oder eine Verpflichtung nach §§ 5, 6 oder 

7 Abs. 1 dieser Verordnung das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht 

durch eine Befreiung nach § 8 Abs. 3 oder andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen 

werden kann, ist nach § 52 Abs. 4 WHG i. V. m. §§ 96 bis 98 WHG und §§ 123 und 124 NWG 

eine Entschädigung zu leisten. Unmittelbar Begünstigter i. S. des § 97 WHG ist die Samtgemein-

de Zeven bzw. deren Rechtsnachfolger. 

  (2)  Soweit eine Schutzbestimmung nach §§ 3 oder 4 oder eine Verpflichtung nach §§ 5, 6 oder 

7 Abs. 1 dieser Verordnung erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land-, 

forstwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzung eines Grundstückes einschränken, so ist 

für die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich nach § 52 

Abs. 5 WHG i. V. m. § 99 WHG und §§ 93 und 123 NWG zu leisten, soweit nicht eine Entschädi-

gungspflicht nach Abs. 1 besteht. Unmittelbar Begünstigter i. S. der §§ 97, 99 WHG ist die Samt-

gemeinde Zeven bzw. deren Rechtsnachfolger. 

 

§ 10 

 Wer  vorsätzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstößt, handelt ord-

nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit wird nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG mit einer 

Geldbuße bis zu 50 000 EUR, bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten bis zu 10 000 EUR,  

geahndet. Unberührt bleiben Regelungen und Zuständigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften.  

 

§ 11 

  (1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

  (2)  Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das 

Wassergewinnungsgebiet „Großes Holz“ der Samtgemeinde Zeven, Landkreis Rotenburg (Wüm-

me) vom 17. Oktober 1988 (Amtsblatt Nr. 22 für den Regierungsbezirk Lüneburg vom 15.11.1988) 

außer Kraft. 

 
Rotenburg/Wümme,  ..................... 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
(Luttmann) 
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